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Sehr geehrte Mandanten,

Steuerermäßigungen sind etwas Schönes. Dies scheint sich auch der

Bundesfinanzhof zu denken, denn in immer mehr Streitfällen geht der

Fiskus mit seiner Meinung baden und wird zur Gewährung der Steuer-

ermäßigung im haushaltsnahen Bereich verurteilt. Zwei Verfahren sind

dabei besonders zu genießen:

Einmal hat das Finanzgericht Nürnberg (Az: 7 K 1356/14) klargestellt,

dass Leistungen für den Anschluss eines Haushalts an das öffentli-

che Versorgungsnetz durch Wasseranschlüsse, Abwasser, Elektrizität,

aber auch durch eine Zulegung an das öffentliche Straßennetz als

für die Haushaltsführung notwendige Leistungen der Daseinsvorsorge

vollumfänglich als Handwerkerleistungen berücksichtigungsfähig sind.

Das Besondere daran ist das kleine Wörtchen "vollumfänglich". Die

Steuerermäßigung kann hier nämlich auch dann mitgenommen wer-

den, wenn die jeweilige Leistung im öffentlichen Raum (also nicht im

Haushalt bzw. auf dem eigenen Grundstück) vorgenommen wird. Der

finanzgerichtlich erlittene Schiffbruch des Fiskus wird umso größer, als

dass das Gericht zwar die Revision ausdrücklich zugelassen hatte, die

Entscheidung jedoch rechtskräftig geworden ist.

In einem anderen Sachverhalt ging es um die Inanspruchnahme von

haushaltsnahen Dienstleistungen für die Tierbetreuung. Hier hat sich

der Bundesfinanzhof (Az: VI R 13/15) gegen die ausdrückliche Verwal-

tungsmeinung laut BMF-Schreiben gestellt. So darf nämlich sehr wohl

die Versorgung und Betreuung eines in den Haushalt aufgenomme-

nen Haustieres als haushaltsnahe Dienstleistung zum Steuernsparen

genutzt werden – vorausgesetzt, die Betreuung findet im Haushalt

statt und nicht zum Beispiel in einer Tierpension.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.02.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.02. für den Eingang der 

Zahlung.

15.02.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.02. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Februar 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Februar 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 25.02.2016.

Fristen: Steuererklärungen für 2015

Die Obersten Finanzbehörden der Länder haben in gleich lautenden 

Erlassen die Fristen für die Steuererklärungen für das Kalenderjahr 

2015 bekannt gegeben. Die Erlasse ergehen im Einvernehmen mit dem 

Bundesfinanzministerium.

Danach sind bis zum 31.05.2016 abzugeben:

�� Die Einkommensteuererklärungen einschließlich der Erklärungen 

zur gesonderten sowie zur gesonderten und einheitlichen Feststel-

lung von Grundlagen für die Einkommensbesteuerung sowie zur 

gesonderten Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags. 

�� Die Erklärungen zur Körperschaftsteuer einschließlich der Erklä-

rungen zu gesonderten Feststellungen von Besteuerungsgrundla-

gen, die in Zusammenhang mit der Körperschaftsteuerveranlagung 

durchzuführen sind, sowie für die Zerlegung der Körperschaftsteuer. 

�� Erklärungen zur Gewerbesteuer einschließlich der Erklärungen zur 

gesonderten Feststellung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes 

und zur gesonderten Feststellung des Zuwendungsvortrags sowie 

für die Zerlegung des Steuermessbetrags. 

�� Die Umsatzsteuererklärung sowie Erklärungen zur gesonderten 

oder zur gesonderten und einheitlichen Feststellung nach § 18 des 

Außensteuergesetzes.

Bei Steuerpflichtigen, die den Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft 

nach einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ermit-

teln, endet die Frist nicht vor Ablauf des fünften Monats, der auf den 

Schluss des Wirtschaftsjahres 2015/2016 folgt.

Werden die vorbezeichneten Steuererklärungen durch einen Steuer-

berater angefertigt, so gilt allgemein eine Fristverlängerung bis zum 

31.12.2016. Bei Steuererklärungen für Steuerpflichtige, die den Gewinn 

aus Land- und Forstwirtschaft nach einem vom Kalenderjahr abwei-

chenden Wirtschaftsjahr ermitteln, tritt an die Stelle des 31.12.2016 

der 31.05.2017.

Nach den gleich lautenden Erlassen bleibt es den Finanzämtern vor-

behalten, Erklärungen mit angemessener Frist für einen Zeitpunkt vor 

Ablauf der allgemein verlängerten Frist anzufordern. Von dieser Mög-

lichkeit soll insbesondere Gebrauch gemacht werden, wenn für den 

vorangegangenen Veranlagungszeitraum die erforderlichen Erklärun-

gen verspätet oder nicht abgegeben wurden, für den vorangegangenen 

Veranlagungszeitraum kurz vor Abgabe der Erklärung beziehungsweise 

vor dem Ende der Karenzzeit nach § 233a Absatz 2 Satz 1 AO nachträg-

liche Vorauszahlungen festgesetzt wurden, sich aus der Veranlagung 

für den vorangegangenen Veranlagungszeitraum eine hohe Abschluss-

zahlung ergeben hat, hohe Abschlusszahlungen erwartet werden, für 

Beteiligte an Gesellschaften und Gemeinschaften Verluste festzustel-

len sind oder die Arbeitslage der Finanzämter es erfordert. 

Aufgrund begründeter Einzelanträge kann die Frist für die Abgabe der 

Steuererklärungen bis zum 28.02.2017 beziehungsweise bei Steuer-

pflichtigen, die den Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft nach einem 

vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ermitteln, bis zum 

31.07.2017 verlängert werden. Eine weitergehende Fristverlängerung 

kommt grundsätzlich nicht in Betracht.

Die Obersten Finanzbehörden betonen, dass die allgemeine Fristver-

längerung nicht für Anträge auf Steuervergütungen gilt. Sie gilt auch 
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nicht für die Abgabe von Umsatzsteuererklärungen, wenn die gewerb-

liche oder berufliche Tätigkeit mit Ablauf des 31.12.2015 endete. Hat 

die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit vor dem 31.12.2015 geendet, 

ist die Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr einen Monat nach 

Beendigung der gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit abzugeben.

Oberste Finanzbehörden der Länder, Gleich lautende Erlasse vom 

04.01.2016

Steuerbescheid: Einspruch jetzt online einlegbar

Wer gegen einen Steuerbescheid Einspruch einlegen will, kann sich 

den Gang zum Briefkasten beziehungsweise zum Finanzamt künftig 

sparen – vorausgesetzt, er ist im ElsterOnline-Portal registriert. Denn 

Einsprüche gegen Steuerbescheide könnten jetzt auch online eingelegt 

werden, meldet das Bayerische Landesamt für Steuern.

Nach dem Login unter „www.elsteronline.de“ stehe im Bereich „For-

mulare“ unter dem Punkt „Sonstige Formulare“ ein Formular zur 

elektronischen Einspruchseinlegung zur Verfügung. Die elektronische 

Einspruchseinlegung biete eine benutzerfreundliche und leicht zu be-

dienende Oberfläche. Im Zeitpunkt der erfolgreichen Datenübermitt-

lung an die Finanzverwaltung gelte der Einspruch als eingelegt.

Bayerisches Landesamt für Steuern, PM vom 03.12.2015

Anwaltskosten bei Überschreitung des RVG-Gebüh-
renrahmens keine außergewöhnlichen Belastungen

Anwaltskosten eines Zivilprozesses, die über den Gebührenrahmen des 

Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG) hinausgehen, dürfen nicht 

als außergewöhnliche Belastungen abgezogen werden. Dies stellt das 

FG Münster klar. Gegen die Nichtzulassung der Revision wurde Be-

schwerde eingelegt (Aktenzeichen beim BFH: VI B 54/15).

Die Kläger führten mit einem Architekten, den sie als Bauleiter für die 

Errichtung eines Neubaus eingesetzt hatten, einen Rechtsstreit, weil 

es dort zu einem Schimmelpilzbefall gekommen war. Vor dem Land-

gericht erstritten sie ein Grundurteil, mit dem der Bauleiter verpflich-

tet wurde, den Klägern den gesamten gegenwärtigen und zukünftigen 

Schaden zu ersetzen. Die Kläger machten für 2012 vorprozessuale 

Rechtsanwaltskosten als außergewöhnliche Belastungen geltend. Die-

se Kosten waren aufgrund einer individuellen Kostenvereinbarung mit 

einem Stundenhonorar von 200 Euro angefallen und wurden daher 

nicht in vollem Umfang von der Gegenseite erstattet. Das Finanzamt 

versagte den Abzug der Anwaltskosten, weil es die Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofes zum Abzug von Zivilprozesskosten als außer-

gewöhnliche Belastungen aufgrund einer Verwaltungsanweisung nicht 

anwenden dürfe.

Das FG wies die Klage im Ergebnis ab. Zivilprozesskosten seien zwar 

aus rechtlichen Gründen zwangsläufig entstanden und damit grund-

sätzlich als außergewöhnliche Belastungen abzugsfähig. Dies gelte 

jedoch nur, soweit die Aufwendungen notwendig sind und einen an-

gemessenen Betrag nicht überschreiten. Angemessen seien Rechts-

anwaltskosten nicht mehr, soweit sie den Gebührenrahmen des RVG 

übersteigen. Nur Kosten, die sich innerhalb dieses Rahmens bewegten, 

seien notwendig, um eine zwangsläufig gebotene Rechtsverfolgung 

im Rahmen eines Zivilprozesses sicherzustellen. Insoweit sei auf die 

für die Gewährung von Prozesskostenhilfe anzuwendenden Maßstäbe 

zurückzugreifen. Im Streitfall seien die höheren Kosten nur angefallen, 

weil sie auf der von den Klägern abgeschlossenen Honorarvereinba-

rung von 200 Euro pro Stunde beruhten.

FG Münster, Urteil vom 19.02.2015, 12 K 3703/13 G, nicht rkr

Vordruck fehlerhaft: Wiedereinsetzung von Amts 
wegen

Beamte, die ohne Besoldung beurlaubt sind, deren Versorgungsan-

wartschaft aber auf die zwischenzeitliche Beschäftigung bei einem 

privaten Arbeitgeber erstreckt wird, können Altersvorsorgezulage nur 

erhalten, wenn sie innerhalb von zwei Jahren nach dem Beitragsjahr 

gegenüber dem privaten Arbeitgeber schriftlich in die Übermittlung 

bestimmter Daten einwilligen.

Erteilt der Beamte in diesen Fällen die Einwilligung gegenüber seinem 

(unzuständigen) öffentlich-rechtlichen Dienstherrn, ist wegen der Ver-

säumung der Einwilligungsfrist von Amts wegen Wiedereinsetzung in 

den vorigen Stand zu gewähren, weil der amtliche Antragsvordruck je-

denfalls für die Jahre 2005 bis 2007 den fehlerhaften Hinweis enthielt, 

die Einwilligung sei auch in diesen Fällen gegenüber dem Dienstherrn 

zu erklären, so der BFH in einem Urteil. vom 9.6.2015 (Az. X R 14/14).
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Dividenden-Strippings: Bundesregierung soll  
steuerliche Zulässigkeit prüfen

Nach der steuerrechtlichen Zulässigkeit des Dividenden-Strippings er-

kundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen An-

frage (BT-Drs. 18/6863). Die Bundesregierung soll darlegen, ob diese 

Form des Aktienkaufs- und Verkaufs rund um den Dividendentermin 

eine zulässige Form der Steuergestaltung ist. Außerdem wird gefragt, 

welche Möglichkeiten es gibt, die Steuerausfälle aus dem Dividenden-

Stripping ganz oder teilweise zu vermeiden.

Zur Einleitung ihrer Anfrage führen die Bündnisgrünen aus, Cum-Ex-

Geschäfte seien ein Sonderfall des Dividendenstrippings. Die Geset-

zeslücke, die Cum-Ex-Geschäfte ermöglicht habe, sei erst im Jahr 2012 

vollständig geschlossen worden. Dividendenstripping finde jedoch 

bis heute in folgender Form statt: Ein Steuerinländer erwerbe Aktien 

eines deutschen Unternehmens von einem Steuerausländer vor dem 

Ausschüttungstermin der Dividende und verkaufe diese nach dem 

Ausschüttungstermin mit dem Dividendenabschlag wieder an den 

Steuerausländer. Dadurch werde die Dividende einschließlich des 

Steueranrechnungsguthabens von der Aktie abgestreift. Der Steue-

rinländer sei im Ergebnis der Transaktion zur Anrechnung der von der 

Aktiengesellschaft einbehaltenen und an den deutschen Fiskus abge-

führten Kapitalertragssteuer berechtigt. Der eigentlich nicht anrech-

nungsberechtigte Steuerausländer komme jedoch durch die Transakti-

on wirtschaftlich in den Genuss dieses Anrechnungsvorteils.

Deutscher Bundestag, PM vom 07.12.2015

Überlassung von Unterkünften an Flüchtlinge wirkt 
sich auf steuerliche Regelungen aus

Wenn steuerbefreite Vermietungsgenossenschaften sowie -vereine 

und steuerpflichtige Wohnungsgesellschaften Wohnraum an steuer-

begünstigte Vereine überlassen, um Flüchtlinge zu unterbringen, hat 

es Auswirkungen auf bestehende steuerliche Regelungen. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) stellt unter Verweis auf sein Sch-

reiben vom 20.11.2014 klar: In den Veranlagungszeiträumen 2014 bis 

2018 sei Vermietungsgenossenschaften die Steuerbefreiung des § 5 

Absatz 1 Nr. 10 Körperschaftsteuergesetz (KStG) aus Billigkeitsgründen 

auch zu gewähren, wenn juristische Personen des öffentlichen Rechts 

für Bürgerkriegsflüchtlinge und Asylbewerber Genossenschaftsantei-

le erwerben und halten und den Miet- oder Nutzungsvertrag mit der 

Genossenschaft abschließen. Vorstehende Billigkeitsregelung sei auch 

anzuwenden, wenn nicht juristische Personen des öffentlichen Rechts 

die Genossenschaftsanteile erwerben und für den genannten Zweck 

den Miet- oder Nutzungsvertrag abschließen, sondern steuerbegüns-

tigte Körperschaften im Sinne von §§ 51 ff. der Abgabenordnung (AO). 

Entsprechendes gelte für Vermietungsvereine.

Wohnungsunternehmen könnten § 34 Absatz 14 Satz 1 KStG unter an-

derem in Anspruch nehmen, wenn sie ihre Umsatzerlöse überwiegend 

durch Verwaltung und Nutzung eigenen, zu Wohnzwecken dienenden 

Grundbesitz erzielten. Erträge aus der Überlassung von Heimen oder 

Gemeinschaftsunterkünften zählten nicht zu den begünstigten Um-

satzerlösen. Aus Billigkeitsgründen bleibe ab dem Veranlagungszeit-

raum 2014 der Ertrag aus der Überlassung von Heimen oder Gemein-

schaftsunterkünften an juristische Personen des öffentlichen Rechts 

oder an steuerbegünstigte Körperschaften im Sinne von §§ 51 ff. AO 

zur Unterbringung von Bürgerkriegsflüchtlingen und Asylbewerbern 

bei der Ermittlung der Umsatzgrenze des § 34 Absatz 14 Satz 1 KStG 

unberücksichtigt.

Bundesfinanzministerium, PM vom 16.12.2015

Erbrecht: Keine Erbeinsetzung bei unklarer  
Testamentsbestimmung

Enthält ein gemeinschaftliches Ehegattentestament die Formulierung 

„Nach dem Tod des Letztversterbenden soll die gesetzliche Erbfolge 

eintreten“, so kann unklar bleiben, ob hiermit die gesetzlichen Erben 

verbindlich als Schlusserben eingesetzt werden sollen, sodass der 

überlebende Ehegatte eine abweichende testamentarische Bestim-

mung treffen darf. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm in 

einer Nachlasssache entschieden.

Die im August 2014 mit 93 Jahren verstorbene Erblasserin hatte 1987 

mit ihrem vorverstorbenen Ehemann ein gemeinschaftliches Ehegat-

tentestament errichtet. In diesem hatten sich die Ehegatten wechsel-

seitig zu Erben des Erstversterbenden eingesetzt und in Bezug auf den 

Tod des Letztversterbenden die Formulierung aufgenommen: „Nach 
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dem Tod des Letztversterbenden soll die gesetzliche Erbfolge eintre-

ten“. Aus ihrer Ehe gingen zwei Töchter hervor. Nach dem Tod ihres 

Mannes errichtete die Erblasserin 2013 ein weiteres Testament, in dem 

sie unter anderem eine Testamentsvollstreckung nach Maßgabe einer 

vom Amtsgericht – Nachlassgericht – Essen zu ernennenden Person 

anordnete.

Nach dem Tod der Erblasserin ernannte das Nachlassgericht einen 

Rechtsanwalt aus Essen zum Testamentsvollstrecker. Gegen die-

se Bestimmung wandte sich eine der Töchter mit der Begründung, 

die Testamentsvollstreckung beeinträchtige ihre Rechtsstellung als 

Schlusserbin, die in dem gemeinschaftlichen Testament mit bindender 

Wirkung verfügt worden sei und deshalb durch ein weiteres Testament 

des überlebenden Ehegatten nicht mehr wirksam habe eingeschränkt 

werden können.

Die Beschwerde ist erfolglos geblieben. Das OLG Hamm konnte 

dem gemeinschaftlichen Ehegattentestament bereits nicht entneh-

men, dass die Töchter zu Schlusserben eingesetzt werden sollten. In 

dem Testament fehle eine ausdrückliche Bestimmung der Töchter zu 

Schlusserben. Eine solche Bestimmung lasse sich auch nicht im Wege 

der Auslegung der oben genannten Formulierung entnehmen. Diese 

sei nach ihrem Wortsinn unklar, weil sie unterschiedlich verstanden 

werden könne. So könne eine Einsetzung der gesetzlichen Erben als 

Schlusserben gemeint sein, aber auch nur eine Anerkennung des ge-

setzlichen Erbrechts oder eine Abstandnahme von der Einsetzung ei-

nes testamentarischen Erben. In den zuletzt genannten Fällen enthalte 

das Ehegattentestament keine verbindliche Erbeinsetzung nach dem 

Tod des letztversterbenden Ehegatten, sodass der Überlebende eine 

anderweitige testamentarische Bestimmung treffen könne. Die beste-

hende Unklarheit lasse sich im vorliegenden Fall auch nicht durch wei-

tere, bei der Auslegung der Testamentsurkunde zu berücksichtigende 

Umstände beseitigen.

Oberlandesgericht Hamm, Beschluss vom 11.09.2015, 15 W 142/15, 

rechtskräftig

Rente auf Konto eines bereits Verstorbenen weiter-
gezahlt: Kreissparkasse muss Rentenversicherung 
über 7.000 Euro erstatten

Die Kreissparkasse Heilbronn muss an die Deutsche Rentenversiche-

rung Baden-Württemberg mehr als 7.000 Euro zurückzahlen, die die 

Versicherung als Rente auf das Konto eines bereits verstorbenen Rent-

ners überwiesen hatte, weil sie von dessen Tod nichts wusste. Dies hat 

das Sozialgericht (SG) Heilbronn entschieden. Die Erben des Rentners 

seien nicht vorrangig in Anspruch zu nehmen.

Der betreffende Rentner verstarb im September 2008. Weil sein Ren-

tenversicherungsträger von seinem Tod nichts erfuhr, wurde die Al-

tersrente noch auf das von den Erben bis zur Auflösung im April 2009 

fortgeführte Konto bei der Heilbronner Kreissparkasse überwiesen. 

Nachdem sich die Erben geweigert hatten, den überzahlten Betrag 

von mehr als 7.000 Euro zurückzuzahlen, forderte die Rentenversiche-

rung im Februar 2010 von der Kreissparkasse die Rücküberweisung der 

zu viel gezahlten Rente. Diese verwies darauf, zwar habe sie vom Tod 

des Rentners bereits zwei Tage später erfahren, jedoch bereits mit der 

Kontoauflösung das restliche Bankguthaben vollständig an die Erben 

ausbezahlt.

Die hiergegen von der Rentenversicherung erhobene Klage hatte Er-

folg. Nach dem Ableben des Rentners sei die Rente nur unter gesetz-

lichem Vorbehalt gezahlt worden, argumentiert das SG Heilbronn. 

Bereits ab Kenntnis vom Tod ihres Kunden hätte die Sparkasse daher 

nicht mehr die zu viel überwiesene Rente auszahlen dürfen. Darauf, 

dass die Rentenversicherung die Rücküberweisung von der Kreisspar-

kasse erst verlangt habe, nachdem diese die Rente an die Erben aus-

bezahlt habe, komme es nicht an. Der Anspruch der Rentenversiche-

rung gegen die Bank sei auch gegenüber einem oftmals nur mühsam 

durchsetzbaren Anspruch gegen die Erben vorrangig. Denn so werde 

sichergestellt, dass eine zu Unrecht über den Tod hinaus gezahlte Ren-

te schnell zurückerstattet und die Versichertengemeinschaft vor finan-

ziellen Verlusten geschützt werde.

Allerdings weist das Gericht darauf hin, dass es der Kreissparkasse un-

benommen bleibe, ihrerseits von den Erben die ausgezahlten 7.000 

Euro wieder einzuklagen.

Sozialgericht Heilbronn, Urteil vom 15.10.2015, S 14 R 3494/13
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GmbH- 
Geschäfts-
führer

Mechatronische Werkstatt: Nicht im Wohngebiet

Eine mechatronische Werkstatt ist in einem Wohngebiet nicht zuläs-

sig. Dies hat das Verwaltungsgericht (VG) Neustadt an der Weinstra-

ße in einem Eilverfahren entschieden. Gegen den Beschluss kann Be-

schwerde eingelegt werden.

Die Antragsteller wohnen ebenso wie der beigeladene Bauherr in 

einem nicht beplanten Wohngebiet. Im Juni 2015 genehmigte die 

Kreisverwaltung dem Beigeladenen die Nutzungsänderung einer aus 

Trapezblech hergestellten Garage in eine Werkstatt unter zahlreichen 

Auflagen. So waren die Betriebszeiten auf den Tageszeitraum 8.00 bis 

20.00 Uhr beschränkt und die angegebenen Betriebszeiten für den Ein-

satz von Metallbearbeitungsmaschinen sowie des Gabelstaplers einzu-

halten. Der An- und Auslieferverkehr durfte nicht durch Dritte erfolgen; 

der Empfang von Kunden war ausgeschlossen und das Gebäude durfte 

ausschließlich vom Antragsteller genutzt werden, um mit den in der 

Betriebsbeschreibung angegebenen Maschinen Arbeiten durchzufüh-

ren. Schließlich durften die Immissionsrichtwerte für Geräusche von 

tags 55 dB(A) und nachts 40 dB(A) für das nächst gelegenes Wohn-

haus unter Berücksichtigung der Gesamtbelastung nicht überschritten 

werden. Die Antragsteller wandten sich mit einem Eilantrag gegen die 

Genehmigung der Werkstatt und hatten damit Erfolg.

Es könne offen bleiben, ob sich das Bauvorhaben in einem faktischen 

reinen Wohngebiet oder einem faktischen allgemeinen Wohngebiet 

befinde, so das VG. Gehe man von einem faktischen reinen Wohnge-

biet aus, verstoße der genehmigte Betrieb des Beigeladenen gegen 

den Gebietserhaltungsanspruch der Antragsteller, da der Betrieb kein 

ausnahmsweise zulässiger nicht störender Handwerksbetrieb sei, der 

zur Deckung des täglichen Bedarfs für die Bewohner des Gebiets diene. 

Nehme man stattdessen ein faktisches allgemeines Wohngebiet an, 

seien zwar ausnahmsweise sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

zulässig. Der genehmigte Betrieb sei aber kein „nicht störender Ge-

werbebetrieb“.

Auf der Grundlage einer typisierenden Betrachtungsweise sei eine Aus-

nahme unzulässig, wenn das Vorhaben – bezogen auf den Wohngebiet-

scharakter – aufgrund seiner typischen Nutzungsweise störend wirke, 

so das VG. Relevant für die Beurteilung der Gebietsunverträglichkeit 

seien alle Auswirkungen, die typischerweise von einem Vorhaben der 

beabsichtigten Art ausgingen, insbesondere nach seinem räumlichen 

Umfang und der Größe seines betrieblichen Einzugsbereichs, der Art 

und Weise der Betriebsvorgänge, dem vorhabenbedingten An- und 

Abfahrtsverkehr von Beschäftigten, Kunden und Lieferanten sowie der 

Dauer dieser Auswirkungen und ihrer Verteilung auf die Tages- und 

Nachtzeiten. Entscheidend sei nicht, ob die mit der Nutzung verbun-

denen immissionsschutzrechtlichen Lärmwerte eingehalten würden. 

Die geschützte Wohnruhe sei nicht gleichbedeutend mit einer immis-

sionsschutzrechtlich relevanten Lärmsituation.

Die mechatronische Werkstatt des Beigeladenen weiche auch nicht 

wesentlich vom typischen Bild eines der Kategorie eines (auch) metall-

verarbeitenden Betriebes unterfallenden Gewerbes ab. Insbesondere 

könne der Antragsgegner die Erteilung der Baugenehmigung nicht mit 

dem Erlass zahlreicher Nebenbestimmungen, die eine Beschränkung 

des Betriebs zum Gegenstand hätten, rechtfertigen. Das VG verken-

ne zwar nicht, dass die mechatronische Werkstatt des Beigeladenen 

nach der Baugenehmigung nur als Einmannbetrieb genutzt werden 

dürfe, Kundenverkehr ausgeschlossen werde und die Betriebszeiten 

beschränkt seien. Es handele sich deshalb nur um einen Kleinbetrieb.

Dennoch weise der Betrieb keine solchen Besonderheiten auf, die es 

rechtfertigten, hier von einem „nicht störenden Gewerbebetrieb“ aus-

zugehen. Die Werkstatt befinde sich in einer einfachen Trapezblech-

halle, die nicht im Geringsten schallgedämmt sei. Der Einsatz lärmin-

tensiver Metallbearbeitungsmaschinen und einem Gabelstapler sei im 

Zeitraum zwischen 8 und 20 Uhr für die Dauer von 5,25 Stunden er-

laubt. Selbst wenn der Beigeladene sich an diese Auflagen halte, führe 

er in dieser Zeit störende Tätigkeiten durch. Arbeiten, die mit den ge-

nannten Maschinen ausgeführt würden und mit Hämmern, Schlagen 

und Schleifen verbunden seien, verursachten impulsartige Geräusche, 

die unvermeidbar nach außen drängten und daher besonders störend 

wirkten. Eine zeitliche Begrenzung ändere daran nichts. Die Nutzung 

der Metallbearbeitungsmaschinen durch den Beigeladenen verursa-

che auch nicht nur kurzzeitige Geräuschspitzen. Vielmehr handele es 

sich dabei um Dauerereignisse. Der Versuch des Antragsgegners, den 

Betrieb des Beigeladenen durch eine stark individualisierte maßge-

schneiderte Baugenehmigung mit zahlreichen Nebenbestimmungen 

für ihre – an sich ungeeignete Umgebung – passend zu machen, sei 

daher nicht geeignet, die Atypik zu begründen. Liege damit ein Verstoß 
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gegen den Gebietserhaltungsanspruch der Antragsteller vor, sei dem 

Antrag stattzugeben.

Der weitere Antrag der Antragsteller, dem Antragsgegner aufzugeben, 

die von dem Beigeladenen begonnenen Arbeiten zur Umnutzung des 

Vorhabens mit einer für sofort vollziehbar erklärten Verfügung stillzu-

legen, hatte demgegenüber keinen Erfolg.

VG Neustadt, Beschluss vom 19.08.2015, 4 L 677/15.NW

Internethandel mit Elektrofahrrädern: Lockangebot 
untersagt

Ein Händler, der auf der Angebotsseite seines Online-Shop ein Elek-

trofahrrad mit dem Hinweis „nur noch wenige Exemplare auf Lager“ 

und einer in Aussicht gestellten Lieferzeit von zwei bis vier Tagen an-

bietet, handelt wettbewerbswidrig, wenn er das beworbene Rad we-

der selbst noch abrufbar bei einem Dritten zur Lieferung innerhalb der 

beworbenen Lieferfristen vorrätig hat. Das hat das Oberlandesgericht 

(OLG) Hamm in einem Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes 

entschieden.

Die klagende Firma und der Beklagte vertreiben über Online-Shops 

unter anderem Elektrofahrräder. Im Dezember 2014 bot der Beklagte 

Elektrofahrräder des Modells „Corratec E-Bow 45 Bosch 29 2014“ mit 

dem Hinweis an, dass „nur noch wenige Exemplare auf Lager“ seien 

und die Lieferzeit circa zwei bis vier Werktage betrage. Mittels einer 

Drop-down-Liste konnte ein Kaufinteressent die Rahmengröße des 

zu liefernden Rades auswählen. Auf eine von der Klägerin veranlass-

te Kunden-Online-Bestellung zu dem Modell mit einem bestimmten 

Rahmengröße teilte der Beklagte mit, das bestellte Rad nicht auf Lager 

zu haben, aber im Januar das 2015er Modell zu bekommen und fragte 

an, wie verfahren werden solle. Die Klägerin hat daraufhin das Interne-

tangebot des Beklagten als unzulässige Lockvogelwerbung angesehen 

und den Beklagten auf Unterlassung in Anspruch genommen.

Das Unterlassungsbegehren war erfolgreich. Das OLG Hamm hat fest-

gestellt, dass das Internetangebot des Beklagten gegen das Verbot von 

Lockangeboten verstoße. Einem Unternehmer, der bestimmte Waren 

oder Dienstleistungen in einem angemessenen Zeitraum nicht in an-

gemessener Menge zur Verfügung stellen könne, sei es untersagt, diese 

Waren oder Dienstleistungen zu einem bestimmten Preis anzubieten, 

ohne den Kunden auf seinen fehlenden Warenvorrat hinzuweisen. Das 

Verbot gelte auch für Produktpräsentationen im Internet, mit denen 

ein Kunde zur Abgabe eines konkreten Angebots aufgefordert werden 

solle.

Dieses Verbot habe der Beklagte mit dem infrage stehenden Interne-

tangebot verletzt. Das nachgefragte Elektrofahrrad habe er nicht vor-

rätig gehabt und auch nicht kurzfristig beschaffen können. Mit dem 

Hinweis im Angebot darauf, dass „nur noch wenige Exemplare auf 

Lager“ seien, werde der Kunde nicht über einen fehlenden Warenvor-

rat aufgeklärt. Im Gegenteil sei der Hinweis so zu verstehen, dass der 

Anbieter tatsächlich noch über entsprechende Waren – wenn auch nur 

wenige – verfüge. Der Hinweis solle den Kunden vielmehr animieren, 

mit einer Kaufentscheidung nicht mehr allzu lange zu warten. Den Be-

klagten entlaste auch nicht, dass er dem Kunden das 2015er Modell als 

Ersatz angeboten habe, da auch das ersatzweise angebotene Fahrrad 

innerhalb der angegebenen Lieferfrist nicht lieferbar gewesen sei.

OLG Hamm, Urteil vom 11.08.2015, 4 U 69/15, rechtskräftig

Energieverbrauchsetiketten müssen nicht auf  
Verpackungen von Haushaltselektrogeräten

Im Handel mit Haushaltselektrogeräten müssen nur die zu Verkaufs-

zwecken ausgestellten Geräte mit Energieverbrauchsetiketten verse-

hen werden. Auf undurchsichtig verpackten Geräten müssen derartige 

Etiketten nicht angebracht werden, ebenso wenig auf ihrer Verpa-

ckung. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm entschieden.

Der klagende Verbraucherschutzverein aus Düsseldorf beanstandete 

den Vertrieb von Haushaltselektrogeräten in Baumärkten, die die be-

klagte Firma aus Dortmund bundesweit unterhält. Die Beklagte hatte 

die Geräte zum Teil unverpackt und zum Teil – in undurchsichtigen Kar-

tonagen – verpackt in ihren Märkten zum Verkauf angeboten. Sowohl 

bei unverpackten als auch bei verpackten Geräten beanstandete der 

Kläger das Fehlen von Energieverbrauchsetiketten.

Die Klage war zum Teil erfolgreich. Das OLG Hamm hat es der Beklag-

ten untersagt, Verbrauchern unverpackte Haushaltselektrogeräte in 

ihren Märkten zum Verkauf anzubieten, ohne die Geräte außen an der 

Vorder- oder Oberseite mit sichtbaren, durch EU-Verordnungen vorge-

schriebene Energieverbrauchsetiketten zu versehen.
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Abgelehnt hat es das OLG, eine Pflicht zum Etikettieren auch für un-

durchsichtig verpackte Geräte anzunehmen. Nach der gesetzlichen 

Regelung seien nur ausgestellte Produkte mit den vorgeschriebenen 

Etiketten zu versehen. Werde ein Gerät in einer Kartonverpackung 

präsentiert, bei der der Kunde das Gerät nicht sehen könne, werde 

das Produkt selbst nicht ausgestellt. In diesem Fall seien weder die 

Verpackung noch das Gerät zu etikettieren. Eine Etikettierung von 

Verpackungen sei nicht vorgeschrieben. Der EU-Gesetzgeber habe die-

se bei den in Frage stehenden Haushaltselektrogeräten – anders als 

beispielsweise bei der Energieverbrauchskennzeichnung von Lampen 

und Leuchten – nicht angeordnet. Die Etikettierung eines Gerätes, das 

durch die Verpackung nicht sichtbar sei, sei nicht zu verlangen. Sie sei 

sinnlos, weil der Kunde das Etikett nicht sehen könne.

Das OLG hatte eigenen Angaben zufolge nicht zu entscheiden, ob ein 

Händler den Verbraucher bei der Präsentation eines kartonverpack-

ten Gerätes in seinen Verkaufsräumen auf andere Weise als durch die 

streitgegenständlichen Etiketten über den Energieverbrauch zu infor-

mieren hat. Diese Frage sei nicht Gegenstand des von den Parteien ge-

führten Rechtsstreits gewesen.

Oberlandesgericht Hamm, Urteil vom 25.08.2015, 4 U 165/14, nicht 

rechtskräftig

Beruflich im Ausland: Bundesfinanzministerium  
informiert über steuerliche Behandlung von Reise-
kosten und Reisekostenvergütungen

Ein aktuelles Schreiben des Bundesfinanzministeriums (BMF) dreht 

sich um die steuerliche Behandlung von Reisekosten und Reisekosten-

vergütungen bei betrieblich und beruflich veranlassten Auslandsreisen 

ab 01.01.2016.

Zunächst gibt das BMF in einer Übersicht die Pauschbeträge für Ver-

pflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten für beruflich 

und betrieblich veranlasste Auslandsdienstreisen bekannt. Sodann 

stellt es klar, dass bei eintägigen Reisen ins Ausland der entsprechende 

Pauschbetrag des letzten Tätigkeitsortes im Ausland maßgebend ist. 

Bei mehrtägigen Reisen in verschiedenen Staaten gelte für die Ermitt-

lung der Verpflegungspauschalen am An- und Abreisetag sowie an den 

Zwischentagen (Tagen mit 24 Stunden Abwesenheit) Folgendes: Bei 

der Anreise vom Inland ins Ausland oder vom Ausland in das Inland je-

weils ohne Tätigwerden ist der entsprechende Pauschbetrag des Ortes 

maßgebend, der vor 24.00 Uhr Ortszeit erreicht wird. Bei der Abreise 

vom Ausland ins Inland oder vom Inland ins Ausland ist der entspre-

chende Pauschbetrag des letzten Tätigkeitsortes maßgebend. Für die 

Zwischentage ist in der Regel der entsprechende Pauschbetrag des Or-

tes maßgebend, den der Arbeitnehmer vor 24.00 Uhr Ortszeit erreicht. 

Schließe sich an den Tag der Rückreise von einer mehrtägigen Aus-

wärtstätigkeit zur Wohnung oder ersten Tätigkeitsstätte eine weitere 

ein- oder mehrtägige Auswärtstätigkeit an, sei für diesen Tag nur die 

höhere Verpflegungspauschale zu berücksichtigen. Zur Kürzung der 

Verpflegungspauschale gelte, dass sie bei der Gestellung von Mahl-

zeiten durch den Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung durch ei-

nen Dritten tagesbezogen vorzunehmen ist, das heißt von der für den 

jeweiligen Reisetag maßgebenden Verpflegungspauschale für eine 

24-stündige Abwesenheit, unabhängig davon, in welchem Land die 

jeweilige Mahlzeit zur Verfügung gestellt wurde.

Für die in der Bekanntmachung nicht erfassten Länder ist laut BMF der 

für Luxemburg geltende Pauschbetrag maßgebend, für nicht erfasste 

Übersee- und Außengebiete eines Landes ist der für das Mutterland 

geltende Pauschbetrag maßgebend. Die Pauschbeträge für Übernach-

tungskosten seien ausschließlich in den Fällen der Arbeitgebererstat-

tung anwendbar. Für den Werbungskostenabzug seien nur die tatsäch-

lichen Übernachtungskosten maßgebend. Dies gelte entsprechend für 

den Betriebsausgabenabzug. 

Wie das Bundesfinanzministerium mitteilt, gilt das Schreiben entspre-

chend für doppelte Haushaltsführungen im Ausland.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 09.12.2015, IV C 5 - S 

2353/08/10006 :006

Verlust aus GmbH-Beteiligung: Keine Anschaffungs-
kosten bei Zuführung von Eigenkapital, um Sicher-
heiten abzulösen

Der Kläger war an einer GmbH zu mehr als 1 % beteiligt. Für Bankver-

bindlichkeiten der Gesellschaft stellte er Sicherheiten (Grundschuld 

und Bürgschaft) zur Verfügung. Die GmbH geriet 2008 in die Krise 

und stellte 2009 ihren operativen Geschäftsbetrieb ein. Um eine Li-
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quidation zu verhindern, veräußerte der Kläger - in Abstimmung mit 

der Bank - das mit der Grundschuld belastete Grundstück und zahlte 

den Erlös in die Kapitalrücklage ein. Die GmbH überwies den Betrag an 

die Bank, die daraufhin auf weitere Forderungen verzichtete. Im An-

schluss veräußerte der Kläger seinen Anteil an der GmbH. Den Verlust 

aus der Veräußerung machte er in seiner Einkommensteuererklärung 

geltend. Dabei behandelte er die Einzahlung in die Kapitalrücklage als 

nachträgliche Anschaffungskosten auf die Beteiligung. Dem ist das Fi-

nanzamt nicht gefolgt.

Die hiergegen gerichtete Klage hat das Finanzgericht Düsseldorf abge-

wiesen. Nachträgliche Anschaffungskosten erkannte es nicht an, so-

weit die Einzahlung in die Kapitalrücklage zur Ablösung der vom Kläger 

gewährten Sicherheiten verwendet worden ist. Zwar seien Zahlungen 

in die Kapitalrücklage grundsätzlich als nachträgliche Anschaffungs-

kosten berücksichtigungsfähig. Dies gelte jedoch dann nicht ohne 

Weiteres, wenn die Zahlungen dazu dienten, die Inanspruchnahme 

des Gesellschafters als Sicherungsgeber abzuwenden. Der Aufwand sei 

dann durch die Ablösung der Sicherheiten veranlasst und teile deren 

steuerliche Beurteilung.

Die Ablösung weder der Grundschuld noch der Bürgschaft habe nach-

trägliche Anschaffungskosten auslösen können. Denn der Kläger habe 

keinen werthaltigen Rückgriffsanspruch gegen die GmbH besessen. 

Die Grundsätze des Eigenkapitalersatzrechts seien insoweit - im Streit-

fall im Hinblick auf die Bürgschaft - weiter anzuwenden. Dies gelte 

ungeachtet der Tatsache, dass das im GmbH-Gesetz verankerte Eigen-

kapitalersatzrecht mit Wirkung zum 1. November 2008 abgeschafft 

worden sei. Da der Kläger die Bürgschaft vor diesem Zeitpunkt gewährt 

habe und die GmbH auch vorher in die Krise geraten sei, müssten die 

bis dahin gültigen steuerlichen Folgen des Eigenkapitalersatzrechts 

fortgelten. Durch das „Stehenlassen“ der Bürgschaft im Jahr 2008 un-

terfalle diese den alten Regeln.

Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof 

zugelassen.

FG Düsseldorf, Mitteilung vom 04.11.2015 zu den Urteilen 11 K 3617/13 

und 11 K 3615/13 vom 18.12.2014

Verdeckte Gewinnausschüttungen lösen keine  
Schenkungsteuer aus

Eine verdeckte Gewinnausschüttung in Form von überhöhten Miet-

zahlungen stellt keine Schenkung dar. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Münster entschieden. Das Gericht hat die Revision zum Bundesfinanz-

hof aus Gründen der Rechtsfortbildung zugelassen. Diese ist dort unter 

dem Aktenzeichen II R 54/15 anhängig.

Der Kläger ist Geschäftsführer einer GmbH, deren Alleingesellschafte-

rin seine Ehefrau ist. Er vermietete ein Grundstück und verschiedene 

Maschinen an die GmbH zu einem – wie sich nach einer Betriebsprü-

fung herausstellte – überhöhten Mietpreis. Dies führte zum Ansatz 

verdeckter Gewinnausschüttungen in den Körperschaftsteuerbeschei-

den der GmbH. Das Finanzamt nahm in Höhe der verdeckten Gewinn-

ausschüttungen zudem freigiebige Zuwendungen der GmbH an den 

Kläger an und setzte diesbezüglich Schenkungsteuer fest. Hiergegen 

wandte sich der Kläger mit dem Argument, dass eine steuerliche Dop-

pelbelastung vorliege.

Die Klage hatte in vollem Umfang Erfolg. Das FG führte aus, dass die 

Schenkungsteuer nur freigiebige Zuwendungen erfasse, nicht hinge-

gen Vermögensvorteile, die durch eine Erwerbshandlung am Markt 

erzielt werden und deshalb der Einkommensteuer unterliegen. Die 

Mietzahlungen stellten jedoch beim Kläger in voller Höhe Einkünfte 

aus Vermietung und Verpachtung dar. Da hierauf Einkommensteuer 

entfiele, dürften die Beträge nicht erneut der Schenkungsteuer unter-

worfen werden.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 22.10.2015, 3 K 986/13 Erb


